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(3) Die Ausübung der nebenberuflichen Tätigkeit als Aus­
bilder ist an folgende Bedingungen gebunden:

a) die Einsatzzeit ist auf jährlich maximal 400 Stunden 
und monatlich 60 Stunden begrenzt;

b) die tägliche Gesamtarbeitszeit (haupt- und nebenbe­
ruflich) darf 12 Stunden nicht überschreiten;

c) die Zustimmung des Beschäftigungsbetriebes ist jähr­
lich einzuholen und dem Leiter der Fahrschule vorzu­
legen.

§ 8

Zusammenarbeit zwischen der Fahrschule 
und dem nebenberuflich tätigen Bürger

(1) Zur Gewährleistung einer qualitätsgerechten und effek­
tiven Ausbildung hat die Fahrschule den nebenberuflich tä­
tigen Bürger über die Fahrschulordnung zu belehren, in die 
Ausbildungspläne und -programme, in die Prüfungsrichtlinie 
sowie in die Ausbildungsschwerpunkte des Territoriums und 
in die Führung der Ausbildungsunterlagen einzuweisen.

(2) Die Zusammenarbeit zwischen dem nebenberuflich tä­
tigen Bürger und der Fahrschule ist in der abzuschließenden 
Vereinbarung zu regeln. ^

(3) Der nebenberuflich tätige Bürger erhält die von ihm 
auszubildenden Fahrschüler aus dem laufenden Ausbildungs­
prozeß der Fahrschule. Der von der Fahrschule übergebene 
Ausbildungsnachweis gilt als Ausbildungsauftrag und ist bei 
der Ausbildung mitzuführen.

(4) Die Fahrschule ist verpflichtet,
a) den durch die Ausbildungspläne und -programme vor­

gegebenen organisatorischen Ausbildungsablauf zu ge­
währleisten ;

b) die erbrachten Ausbildungsergebnisse mit dem neben­
beruflich tätigen Bürger mindestens vierteljährlich aus­
zuwerten ;

c) den nebenberuflich tätigen Bürger in die Weiterbil­
dungsmaßnahmen für Fahrlehrer einzubeziehen.

(5) Der nebenberuflich tätige Bürger ist verpflichtet,
a) die abgeschlossenen Ausbildungen unter Abgabe der 

Ausbildungsnachweise monatlich bei der Fahrschule ab­
zurechnen;

b) bei Unterbrechung der Ausbildung eines Fahrschülers 
von mehr als 4 Wochen den Ausbildungsnachweis an 
die Fahrschule zurückzugeben.

(6) Die Fahrschule ist für Schäden, die dem nebenberuflich, 
tätigen Bürger während der Ausbildung von Kraftfahrzeug­
führern entstehen und von ihm selbst, von Fahrschülern 
oder Dritten verursacht wurden, nicht verantwortlich.

§9
Betankung

Das Betanken des Kraftfahrzeuges erfolgt auf Kosten des 
nebenberuflich tätigen Bürgers an den öffentlichen Tank­
stellen zum geltenden Einzelhandelsverkaufspreis, soweit 
nicht schülereigene Kraftfahrzeuge zum Einsatz kommen.

§ 10 

Besteuerung

(1) Der nebenberuflich tätige Bürger hat seine Tätigkeit 
zum Zwecke der Besteuerung bei der für seinen Wohnsitz 
zuständigen Abteilung Finanzen des Rates-des Kreises unter 
Vorlage der Vereinbarung anzumelden.

(2) Für die Besteuerung der Einnahmen der nebenberuflich 
tätigen Bürger findet die Anordnung vom 7. Februar 1980 
über steuerliche Vergünstigungen für Einnahmen aus neben­
beruflicher Tätigkeit (GBl. I Nr. 8 S. 69) Anwendung.

§11
Ausbildung von Familienangehörigen

(1) Der Abschluß einer Vereinbarung zur Ausbildung von 
Familienangehörigen ist an üie in den §§ 3 Abs. 2, 4 und 5 
genannten Voraussetzungen und Bedingungen gebunden.

(2) Der Antrag auf den. Abschluß einer Vereinbarung zur 
Ausbildung von Familienangehörigen ist an die für den 
Wohnort des Antragstellers zuständige Fahrschule zu stel­
len. Aus dem Antrag müssen die im § 5 Abs. 1 Buchstaben a 
bis c geforderten Angaben hervorgehen. Des weiteren ist 
eine Aufstellung über die zur Ausbildung vorgesehenen Per­
sonen sowie über den Grad der Familienzugehörigkeit und 
die gemäß § 5 Abs. 2 geforderten Unterlagen beizufügen.

(3) Wird dem Antrag stattgegeben, hat die Fahrschule die 
Personen, für die eine Ausbildung beantragt wurde, kurz­
fristig in einen Lehrgang einzugliedern. Der Ausbildungs­
nachweis ist mit der Aufschrift „Familienangehöriger“ zu 
versehen. Er ist bei der Ausbildung mitzuführen.

(4) Die Ausbildung von Familienangehörigen hat auf der 
Grundlage der Fahrschulordnung sowie der Ausbildungs­
pläne und -programme zu erfolgen.

(5) Die fahrpraktische Ausbildung von Familienangehöri­
gen ist unentgeltlich. § 8 Abs. 4 Buchstaben b und c, Abs. 5 
sowie § 10 finden keine Anwendung.

(6) Bei der Ausbildung von Familienangehörigen kann an­
stelle der gemäß § 19 Abs. 1 der Fahrschulordnung geforder­
ten doppelten Einrichtung zur Betätigung der Kupplung eine 
solche zur Zündunterbrechung verwendet werden.

(7) Ist der Antragsteller aus persönlichen Gründen oder 
wegen Ausfall des Kraftfahrzeuges nicht in der Lage, die 
Ausbildung durchzuführen, besteht für die Fahrschule keine 
Verpflichtung, die beantragte fahrpraktische Ausbildung der 
Familienangehörigen zu übernehmen.

(8) Die bewaffneten Organe sind berechtigt, die Ausbil­
dung von Familienangehörigen in eigener Zuständigkeit zu 
regeln.

§12
Kündigung der Vereinbarung

Der Leiter der Fahrschule ist berechtigt, die Vereinbarung 
zur Ausübung einer nebenberuflichen Tätigkeit zur fahr­
praktischen Ausbildung von Kraftfahrzeugführern zu kündi­
gen, wenn

a) die Voraussetzungen für den Abschluß der Vereinba­
rung nicht mehr gegeben sind;

b) der nebenberuflich tätige Bürger gröblich gegen die 
Fahrschulordnung und/oder die Ausbildungspläne und 
-programme verstoßen hat.

§13
Kontrollen

Die vom Direktor des Kraftfahrzeugtechnischen Amtes der 
Deutschen Demokratischen Republik und dem Leiter der 
Fahrschule beauftragten Mitarbeiter sind berechtigt,. die 
Durchführung der Ausbildung sowie die Ausbildungsunter­
lagen zu kontrollieren.

§14
Schlußbestimmung

Diese Anordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in Kraft.

Berlin, den 10. April 1989

Der Minister für Verkehrswesen
I. V.: S c h o l z  
Staatssekretär


